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RÜDESHEIM/LORCH. Für die Unesco
ist das Obere Mittelrheintal eine „Kultur-
landschaft von außergewöhnlichem uni-
versellen Wert“. Um das 67 Stromkilome-
ter lange Tal zwischen Rüdesheim und Ko-
blenz zu schützen, wurde für das engere
Rheintal eine Kernzone ausgewiesen, um-
geben von einer Randzone als Puffer. Nun
zeigt sich, dass dieser Schutzgürtel in Zei-
ten der Energiewende nicht ausreicht, um
dem Tal den Welterbestatus dauerhaft zu
sichern. Zwar schlossen die beiden Län-
der Hessen und Rheinland-Pfalz die Auf-
stellung von Windkraftanlagen in der
Kernzone von Welterbegebieten generell
aus. Doch Windräder stellen auch in der
Randzone und sogar in den Regionen dar-
über hinaus eine Gefahr für den Welterbe-
status dar.

Zu diesem Ergebnis kommt die Sicht-
achsenstudie der Koblenzer Grontmij
GmbH, die der Zweckverband Welterbe
Oberes Mittelrheintal inzwischen veröf-
fentlicht hat, denn Windräder sind nicht
mit hohen Gebäuden wie etwa Hochregal-
lagern vergleichbar, wie sie die Behörden
bei der Ausweisung der Randzonen noch
vor Augen gehabt hatten. Die heute 200
Meter hohen Windräder werden im Ge-
gensatz zu höheren Gebäuden auf allen
geplanten oder potentiellen Standorten
von den herausragenden Aussichtspunk-
ten in der Kernzone aus sichtbar sein.
Nicht nur Spitzen der Rotoren, sondern
auch die 140 Meter hohe Nabe.

Die Experten sind überzeugt, dass es
weder innerhalb der Randzone noch im
weiteren Umfeld Flächen gibt, auf denen
Anlagen errichtet werden können, ohne
dass diese von den exponierten Stellen in
der Kernzone zu sehen wären. Bei klarer
Sicht seien die Windräder bis zu 20 Kilo-
meter, bei idealen Bedingungen sogar bis
zu 50 Kilometer weit sichtbar.

Zwar ist die Sichtbarkeit für die Fach-
leute allein noch kein Kriterium, um
Standorte rundheraus abzulehnen. Ge-
prüft werden müsse vielmehr die „visuel-
le Dominanz“ der Anlagen, also wenn der
Blick auf die Anlagen gelenkt und von be-
deutenden historischen Bauwerken und
Landschaftseindrücken abgelenkt werde.
Aufgrund der Höhe der Anlagen sei das

Risiko aber hoch, dass die „Verhältnismä-
ßigkeit der Landschafts- und Kulturele-
mente“ verlorengehe: „Kulturhistorische
Bauwerke verlieren ihre visuelle Anzie-
hungskraft.“

Eine solch „dominierende Raumwir-
kung“ erwarten die Gutachter beispiels-
weise für die geplanten Windräder auf
dem Franzosenkopf bei Niederheimbach.
Vom Rheinsteig nahe der Lorcher Burg-
ruine Nollig aus würden die Windräder so
gut zu erkennen sein, dass die Gutachter
von einer „technischen Überprägung“
des Landschaftsbildes sprechen.

Der Internationale Rat für Denkmal-
pflege (Icomos) geht mit seiner Empfeh-
lung inzwischen so weit, dass generell kei-
ne Windräder aus der Kernzone des Welt-
erbegebietes zu sehen sein sollen. Die Ver-
fasser der Sichtachsenstudie nehmen sich
diese Warnung zu Herzen und kommen
zu der Ansicht, dass Windräder auch in
der gesamten Randzone des Welterbege-

bietes nicht errichtet werden sollten, weil
das Konfliktpotential sehr hoch sei. Es sei
anzunehmen, dass in dieser Randzone
Windräder nicht mit dem Status eines
Unesco-Welterbes zu vereinbaren seien.

Außerhalb der Randzone sieht es für
die Investoren und für die Kommunen,
die Einnahmen aus Windparks erzielen
wollen, aber nicht viel besser aus. Die
Gutachter empfehlen, zu den herausra-
genden Aussichtspunkten im Rheintal
mindestens einen Abstand von 7,5 Kilo-
metern einzuhalten, damit das Rheintal
auf Dauer Welterbe bleiben kann. In be-
stimmten Fällen („mittleres Konfliktpo-
tential“) sei eine Einzelfallprüfung anzu-
raten. Standorte müssten so gewählt wer-
den, dass die Anlagen nicht oder nur sehr
eingeschränkt sichtbar seien.

In einem Abstand von zehn Kilome-
tern zu den Aussichtspunkten in der Kern-
zone seien die Windräder zwar nicht
mehr dominant. Weil eine „Beeinträchti-

gung der visuellen Integrität“ aber auch
in hohem Maße von der Zahl der Windrä-
der abhänge, sollten geplante Windparks
bei einem Abstand von bis zu 15 Kilome-
tern dennoch sorgsam auf ihre Wirkun-
gen auf das Mittelrheintal geprüft wer-
den. Von der Unesco erwarten die Gut-
achter bis Juni eine Präzisierung ihrer Po-
sition zu Windrädern. Bislang hat die
Unesco noch keine allgemeingültigen Re-
geln. Sie hat aber die Wirkungen von Ro-
toren schon einige Male als eine Beein-
trächtigung von Welterbestätten beur-
teilt. Kritisch zu betrachtende Rotoren-
Pläne gibt es beispielsweise in der Nähe
der Wartburg bei Eisenach, am Watten-
meer und für die Lübecker Altstadt.

Die Sichtachsenstudie beschäftigt den
Zweckverband schon über einige Monate
hinweg. Erste Ergebnisse waren der Ver-
bandsversammlung schon Ende Novem-
ber vorgestellt worden. Damit sich die
Bürger selbst ein Bild machen können, ist

sie im Internet einsehbar (www.zv-welter-
be.de). Bei der Vorstellung gaben sich der
Welterbebeauftragte des Landes Rhein-
land-Pfalz, Kulturstaatssekretär Walter
Schumacher, und der Vorsteher des
Zweckverbandes, Landrat Bertram Fleck,
zurückhaltend zu anstehenden Konflik-
ten zwischen dem Land und den Kommu-
nen am Rand des Mittelrheintals.

Für die Planung von Windenergieanla-
gen biete die Studie eine „hilfreiche Ori-
entierung“, hieß es lediglich. Das Fachgut-
achten werde nun mit der Unesco abge-
stimmt. Die Studie sei Grundlage für ei-
nen Ministerratsbeschluss, nach dem der
Schutz des Welterbes bei der Erstellung
der Regionalpläne künftig stärker Berück-
sichtigung finden solle. Ungeachtet der
Empfehlungen der Gutachten sei es mög-
lich, dass in der Sichtachsenstudie be-
trachtete Windkraftstandorte noch aus
anderen Gründen nicht genehmigungsfä-
hig seien.

sug. MAINZ. Auf den Straßen müssen
sie sich mit Autos, Lastwagen und Bussen
arrangieren, derweil sie auf den seit den
achtziger Jahren für viel Geld gebauten
Radwegen immer mal wieder mit Fußgän-
gern aneinandergeraten. In Mainz stellt
man sich deshalb die Frage, wo Radfahrer
am besten aufgehoben sind. So hat die
Stadt in Absprache mit der Polizei die bis
vor kurzem noch geltende Radwegebenut-
zungspflicht an der Boppstraße gerade
erst aufgehoben. Und in der Großen Blei-
che – einer der Hauptverkehrsachsen der
Innenstadt – sieht Verkehrsdezernentin
Katrin Eder (Die Grünen) gleichfalls
Grund zum Handeln. Nicht zuletzt des-
halb, weil in dem Einkaufsviertel so viele
Fußgänger unterwegs seien, dass Radler
dort tagsüber wohl besser im meist ohne-
hin langsam fließenden Verkehrsstrom
auf der Straße mitschwimmen sollten.

Die damit einhergehende Ausweisung
einer Tempo-30-Zone lehnt die FDP aller-
dings ab. Es sei sinnvoller, bestehende
Radwege auszubauen, als durch ein höhe-
res Verkehrsaufkommen auf der Straße
mehr Unfälle zu provozieren, sagt der

Fraktionsvorsitzende der Liberalen, Wal-
ter Koppius.

Auslöser für die vier Monate vor der
Kommunalwahl aufgeflammte Diskussi-
on ist ein Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts vom Herbst 2010: Demnach dür-
fen Radfahrer nur dort zur Benutzung der
Radwege gezwungen werden, wo das Fah-
ren auf der Straße eine „konkrete Gefahr“
darstelle.

Die Rheinallee etwa halten sowohl
Eder als auch Michael von Focht von der
Verkehrsdirektion der Mainzer Polizei für
zu gefährlich. Auf der stark frequentier-
ten Kaiserstraße, an der es gar keine Rad-
wege gibt, sei dagegen keine Unfallhäufig-
keit zu erkennen, findet der Polizist. Oh-
nehin weise die vorläufige Statistik für
2013 einen deutlich Rückgang bei den Un-
fallzahlen aus, obwohl mehr Radler auf
den Straßen unterwegs seien als früher.

Die bis dato letzte Verkehrserhebung
von 2008 ergab einen Anteil an Fahrrad-
fahrern von 11,6 Prozent, sagte Eder –
was „ausbaufähig“ sei. Aktuell werden,
unter anderem mit Hilfe von im Asphalt
eingelassenen Zählschleifen, neue Daten

gesammelt. Grundsätzlich lasse sich aber
schon jetzt sagen, dass das Rad längst
zum Alltagsverkehrsmittel geworden sei
und für die Fahrt zum Arbeitsplatz oder
zur Universität genutzt werde.

Nach Ansicht des Allgemeinen Deut-
schen Fahrrad-Clubs in Berlin, der die
Klage vor dem Bundesverwaltungsgericht
seinerzeit unterstützt hatte, ist es auf der
Straße zumindest für geübte Radfahrer si-
cherer. Denn auf Bürgersteig-Radwegen,
die oftmals an Bushaltestellen, Stromkäs-
ten und parkenden Autos vorbeiführten,
sei man nur schlecht zu sehen, was an
Kreuzungen, Einmündungen und Aus-
fahrten gefährlich werden könne. Zudem
seien viele Radwege in klammen Kommu-
nen in schlechtem Zustand. Häufig fehle
den Städten das Geld, um eigene Radrou-
ten auszuweisen oder ausreichend breite
Radstreifen neben den Autofahrspuren
anzulegen.

In der Stadt Mainz, die dank ihrer Ver-
kehrsgesellschaft neuerdings ein rund
1000 Räder bietendes Mietsystem unter-
hält, werde es in den nächsten Jahren dar-
um gehen, dem wachsenden Bedarf mit

einem dazu passenden Verkehrskonzept
zu begegnen, sagt Eder. Verbesserungsbe-
darf gebe es nicht nur auf der Großen
Bleiche und an der Kreuzung zur Um-
bach, sondern auch am Münsterplatz
und auf der Bahnhofsstraße. In der Neu-
stadt sei es dagegen ganz gut gelungen,
etwa mit Fahrradstraßen auf die Bedürf-
nisse dieser Verkehrsteilnehmer einzuge-
hen. Neben den seit langem existieren-
den Radwegekarten für Mainz sollen
möglichst noch in diesem Jahr einige der
gängigen Routen ausgeschildert werden,
was Eder zufolge 50 000 Euro kosten
wird.

Bei der Grundsatzfrage „Straße oder
Radweg“ gebe es aber keine pauschale Lö-
sung. Vielmehr müsse in jedem Fall neu
geschaut und geprüft werden, wie stark
der Kraftfahrzeugverkehr und wie breit
die Fahrbahnen seien, mit welcher Ge-
schwindigkeit gefahren werde und wie
viele Fußgänger querten. Und nicht zu-
letzt hätten geübte Vielfahrer andere
Wünsche als etwa Kinder und Senioren,
die zur eigenen Sicherheit auch mal einen
kleinen Umweg in Kauf nähmen.

Windräder schlagen Wellen: Rotoren auf dem Franzosenkopf bei Niederheimbach wären von der Burgruine Nollig bei Lorch aus zu sehen.  Simulation Zweckverband Oberes Mittelrheintal

Sicher auf der Straße statt versteckt hinter dem Stromkasten
Mainz überprüft Radwegenetz und lockert die Pflicht, die Extra-Spuren zu benutzen / Polizei: Mehr Radler, aber weniger Unfälle

sug. MAINZ. Bis zu 500 Fälle haben die
für die Schuldnerberatung zuständigen
Mitarbeiter der gemeinnützigen Spaz
GmbH in Mainz in der Vergangenheit
jährlich bearbeitet. Die Gesellschaft hat
ihren Betrieb zum Jahreswechsel nun al-
lerdings weitgehend eingestellt. Dennoch
könne das wichtige Angebot auch künftig
aufrechterhalten werden, teilte Sozialde-
zernent Kurt Merkator (SPD) gestern
mit. Fortan werde sich die Sozialtherapeu-
tische Beratungsstelle/Betreuungsverein
(SBB) um jene Menschen in der Stadt
kümmern, die sich in einer finanziell
schwierigen, oftmals gar aussichtslos
scheinenden Lage befänden. „Damit ist
auf lange Sicht ein Fortbestand der
Schuldnerberatung in Mainz und der nä-
heren Umgebung garantiert“, sagte der
Dezernent.

Der seit zwei Jahrzehnten in der Stadt
tätige Verein berät und unterstützt bisher
schon unter anderen Familien und Einzel-
personen jeden Alters, die aus unter-
schiedlichen Gründen gesellschaftlich be-
nachteiligt sind. Neben dem SBB-Büro an
der Kaiserstraße 67, das unter der Telefon-
nummer 0 61 31 / 9 05 21 70 zu erreichen
ist, stehen speziell für die Schuldnerbera-
tung auch noch barrierefreie Räume im
Gebäude an der Rheinallee 17 zur Verfü-
gung.

Das Programm unserer Veran-

staltungsreihe fi nden Sie unter 

kliniken-mtk.de/patientenforum
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sug. MAINZ. Erhellende Aussagen über
die Zusammensetzung des von dunkler
Materie und dunkler Energie dominier-
ten Universums dürfen die Zuhörer vom
nächsten Vortrag der Reihe „Physik im
Theater“ erwarten. Als Referent wird sich
der neue Stiftungsprofessor der Mainzer
Universität Christof Wetterich am Mon-
tagabend von 19 Uhr an im Orchestersaal
des Staatstheaters am Gutenbergplatz der
Frage annehmen, wie unser Universum
zusammenpasst. Präzisionsmessungen
mit Satelliten und Teleskopen hätten
dazu beigetragen, neue Einblicke zu erhal-
ten und das Bild vom Universum zu schär-
fen, heißt es in der Ankündigung der vom
Mainzer Institut für Theoretische Physik
organisierten öffentlichen Veranstaltung,
die bei freiem Eintritt und ohne Voran-
meldung besucht werden kann.

Das Universum bestehe wohl nur zu
fünf Prozent aus Atomen, wie man sie
von der Erde und den Sternen kenne; ein
Viertel trage die unbekannte dunkle Mate-
rie bei, die sich in Galaxien zusammenbal-
le. Den größten Teil aber stelle die ge-
heimnisvolle dunkle Energie. Was diese
wiederum mit dem Urknall zu tun haben
könnte, ist ein weiteres Thema, dem Wet-
terich, der am Institut für Theoretische
Physik der Universität Heidelberg lehrt,
nachgeht.

Rotoren bedrohen den Welterbestatus

Schuldnerberatung
bleibt erhalten

MAINZ. Zu einem Beratungstag rund um
das Thema Bürgschaften und Beteiligun-
gen lädt am Donnerstag die Bürgschafts-
bank Rheinland-Pfalz in ihre Räume an
der Rheinstraße 4 H ein. Es besteht die
Gelegenheit, sich über Fördermöglichkei-
ten zu informieren und Investitionsvorha-
ben vorzustellen. Die Veranstaltung rich-
tet sich an potentielle Existenzgründer,
Banken und freie Berater. Die Anmel-
dung ist unter der Telefonnummer
0 61 31 / 6 29 1 5 65 oder per E-Mail an
info@bb-rlp.de möglich.  olko.
MAINZ. Der Ausschuss Soziale Stadt Ler-
chenberg, der ein wichtiges Gremium im
Stadtteil darstellt, ist laut Stadtverwal-
tung neu besetzt worden. Für die meisten
Themen, etwa Kinder und Jugend, Sport
und Kultur, seien mehrere Vertreter be-
nannt worden. Sie sollen sich mit den Be-
langen der verschiedenen Gruppen ver-
traut machen und deren Anregungen im
Ausschuss vorbringen. Das Gremium ent-
scheidet über die Vergabe von Geld aus ei-
nem Fonds. Anträge zur Förderung klei-
nerer Projekte können Bürger bis zum
31. Januar einreichen. Formulare gibt es
im Internet unter www.mainz-lerchen-
berg.de/soziale-stadt.htm. In einer Info-
börse geben die Ausschussmitglieder den
Bürgern dann Auskunft; die nächste Bör-
se findet am 14. Januar um 18.30 Uhr,
Gustav-Mahler-Straße 1, statt.  olko.

Erhellendes über
dunkle Energie

htr. WIESBADEN. Die Ortsbeiräte,
die in den 26 Wiesbadener Stadtteilen
mitreden, dürfen im Jahr insgesamt
über mehr als 830 000 Euro aus dem
kommunalen Haushalt verfügen. Die
Frage, wie sie mit dem Geld des Steuer-
zahlers im Einzelnen umzugehen ha-
ben, hat die Rathausfraktion der Bür-
gerliste jetzt zum Gegenstand einer öf-
fentlichen Kontroverse gemacht.

Im Stadtteil Sonnenberg gehe es je-
denfalls nicht mit rechten Dingen zu,
meint Fraktionschef Michael von Po-
ser. Seit 2004 überweise der Ortsbeirat
dem Förderverein „Schöneres Sonnen-
berg“ jährlich die pauschale Summe
von 3000 Euro.

Von Poser stört sich zunächst an der
personellen Konstellation in Sonnen-
berg. Der Ortsbeirat und der Vorstand
des Fördervereins seien nahezu iden-
tisch, sagt er. An der Spitze steht in bei-
den Fällen Ortsvorsteher Werner
Jopp. Die daraus resultierende Vorge-
hensweise sei absolut indiskutabel.
„Man überweist sich selbst Geld, des-
sen Verwendung, wenn es Geld des
Vereins geworden ist, von der Stadt
nicht mehr kontrolliert werden kann.“

Den entsprechenden Beschlüssen
des Ortsbeirats liege kein Antragstext
zugrunde, und es bleibe völlig offen,
wofür das Geld ausgegeben werde. Da-
mit verstoße man gegen die von den
Stadtverordneten beschlossenen Re-
geln. Dort heißt es: „Die örtlich zustän-
digen Ortsbeiräte beschließen über die
Verwendung von Ausgabemitteln für
bestimmte Zwecke.“

Während Jopp gestern für eine Stel-
lungnahme nicht zu erreichen war,
nahm Oberbürgermeister Sven Gerich
(SPD) ihn grundsätzlich in Schutz. Der
Rathauschef führte einen anderen Pas-
sus der von der Bürgerliste herangezo-
genen Regelung ins Feld. Danach kön-
nen die Ortsbeiräte über die Vergabe
der Mittel „nach ihrem Ermessen ent-
scheiden“.

Allerdings sprach Gerich sich dafür
aus, „bei allen Zuwendungen auf
höchstmögliche Transparenz und
Nachvollziehbarkeit zu setzen“. Dem
Sonnenberger Ortsbeirat empfahl er,
den Sachverhalt in einer der nächsten
Sitzungen aufzuklären. Aus der Sicht
der Bürgerliste ist damit noch lange
nicht das letzte Wort gesprochen. Nach
ihren Recherchen hat der Förderverein
seit seiner Gründung im Jahr 2004 ei-
nen Gesamtbetrag von 45 000 Euro
aus der Stadtkasse bekommen.

Der Verein verfüge über ein beträcht-
liches Guthaben. Trotzdem habe der
Ortsbeirat ihm bis zum Jahr 2016 jähr-
lich 3000 Euro zugesagt. Diese „Dauer-
alimentierung eines Vereins“ sei nicht
erlaubt. Die Verwaltung sei verpflich-
tet, die Verwendung des Geldes zu
überprüfen. Der Sonnenberger Ortsbei-
rat kann insgesamt über knapp
24 000 Euro pro Jahr verfügen.

Die Bürgerliste hat nach eigenem Be-
kunden einen Anwalt mit der Sache be-
traut. Nach ihren ersten Erkenntnissen
sprechen nicht nur die kommunalen
Bestimmungen, sondern auch die Lan-
desgesetzgebung gegen die Sonnenber-
ger Praxis. Ein ausführliches Rechtsgut-
achten, das derzeit erstellt werde, will
die Bürgerliste demnächst öffentlich
vorstellen. Im Übrigen hat die Frak-
tion eine umfassende Anfrage an die
Verwaltung gestellt.

Die Ortsbeiräte in den hessischen
Kommunen werden auch Stadtteilpar-
lamente genannt, weil ihre Mitglieder
aus den Kommunalwahlen hervorge-
hen. In erster Linie haben sie die Auf-
gabe, mit ihren Kenntnissen der loka-
len Gegebenheiten den Magistrat und
die Stadtverordneten zu beraten. Engstelle: Fahrradweg in Mainz  Foto Röth
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Gutachten raten von
Windrädern in der Nähe des
Mittelrheintals ab. Sie sollen
auch von Aussichtspunkten
nicht gesehen werden können.

Von Oliver Bock


